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Aber nicht von allein!

Deutschland sozial gestalten!
Das ist der Maßstab, an dem der DGB jede Politik misst.

Vieles, was die Regierung auf den Weg gebracht oder angekündigt hat, löst die 
Probleme nicht, sondern verschärft sie sogar.
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Was ist geplant?
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Mit dem Gesundheitsfonds drohen den Versicherten weniger Leistungen, 
höhere Beiträge und Kopfpauschalen. Private Krankenversicherungen sollen 
davon nicht betroffen sein.

Nullrunden für Rentnerinnen und Rentner
Weitere Rentenkürzungen durch die Rente mit 67

Immer mehr Druck auf Arbeitslose. Weitere Kürzungen sind nicht 
ausgeschlossen, aber keine Arbeitsplätze in Sicht.

Es fehlen Zehntausende von Ausbildungsplätzen. Nicht einmal ein Viertel der 
Betriebe bildet aus. Der Ausbildungspakt von Arbeitgebern und 
Bundesregierung hat daran nichts geändert.

Der Kündigungsschutz ist in Gefahr. Die Arbeitgeber wollen die 
Mitbestimmung einschränken.

Die Mehrwertsteuererhöhung macht das Leben der Menschen teurer.
Gleichzeitig soll es neue Steuergeschenke für Unternehmen geben.



Das geht besser.
Aber nicht von allein!

So kann es nicht weitergehen.

Wir müssen gegensteuern.

Wir fordern eine Politik, 
die Sicherheit, Perspektiven und 
Vertrauen schafft.
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Unsere Alternativen.
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Unsere Alternativen

• Wir wollen Gesundheit für alle Bürgerinnen und Bürger solidarisch und 
gerecht finanzieren – und keine Zwei-Klassen-Medizin.

• Wir wollen mehr Arbeit für Jung und Alt und eine auskömmliche 
gesetzliche Altersrente für alle – und keine Rente mit 67.

• Wir wollen Löhne und Gehälter, die zum Leben reichen.
Dazu gehören Mindestlöhne nicht unter 7,50 Euro – und keine 
Billigjobs.

• Wir wollen mehr Ausbildung. Firmen, die nicht selbst ausbilden, müssen 
durch eine Umlage an den Kosten der Ausbildung beteiligt werden.
Außerdem wollen wir ein Sofortprogramm für 50.000 zusätzliche 
Ausbildungsangebote.
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Unsere Alternativen

• Wir wollen, dass Arbeitslose nicht verarmen und gezwungen sind, zu 
Dumpinglöhnen zu arbeiten.

• Wir wollen Schutz vor Willkür am Arbeitsplatz und mehr Mitbestimmung 
in den Unternehmen – und keine Einschränkung von 
Arbeitnehmerrechten.

• Wir wollen eine Steuerpolitik, die die Binnenkonjunktur stärkt und die 
Kapitalgesellschaften fordert – aber keine Mehrwertsteuererhöhung und 
weitere Geschenke für Konzerne.



Das geht besser.
Aber nicht von allein!

Brennpunkte 2006

• Arbeitsmarkt

• Ausbildung 

• Löhne, Gewinne und Steuern

• Kündigungsschutz

• Rente

• Gesundheitsreform

• Mitbestimmung
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Brennpunkt Arbeitsmarkt

Billigjobs statt gesicherte Arbeitsplätze

• Anhaltende Massenarbeitslosigkeit

• Erosion der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
(Minus 1,7 Mio. seit 2000) und Lohndumping

• Wachsender Niedriglohnsektor: 3 Mio. ‚Working Poor‘

• Boom prekärer Beschäftigungsverhältnisse:
6,5 Mio. Minijobs (+70 Prozent seit 2000, 1,8 Mio. als Nebenerwerb), 
Ein-Euro-Jobs (630.000 Eintritte in 2005), Ich-AGs (+17 Prozent / 
Vorjahr), Leiharbeit (+17 Prozent), Scheinselbständigkeit, Dauerpraktika 
oder Befristungen.

• Förderung von Armut trotz Erwerbstätigkeit
(950.000 ALG II-Empfänger arbeiten, davon knapp 300.000 Vollzeit)
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Brennpunkt Arbeitsmarkt

Antwort des DGB:
Wildwuchs begrenzen

• Förderung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung

• Spezifische Integrationsmaßnahmen statt flächendeckende Kombilöhne

• Keine Privilegierung von Mini- und Midi-Jobs
Gleichbehandlung aller Arbeitsverhältnisse ab einer Bagatellgrenze
1. Schritt: Keine Privilegierung von Nebenbeschäftigung und Erhöhung 
der AG-Pauschale auf den vollen Satz in der GRV und GKV
2. Schritt: Neugestaltung des Niedriglohnsektors mit Entlastung der 
unteren Einkommen und zusätzlichen Beschäftigungshilfen für 
Langzeitarbeitslose

• „Ehrlicher 2. Arbeitsmarkt“ und Eindämmung von Ein-Euro-Jobs
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Brennpunkt Ausbildung

Ausbildungsstellenmarkt 2006

• Zahl der Ausbildungsplätze von 620.000 auf 550.000 in den letzten 5 
Jahren geschrumpft

• Nur noch 23 Prozent der Betriebe bilden aus

• Wirtschaft begegnet der demografischen Entwicklung und drohendem
Fachkräftemangel nur unzureichend

• Betriebe ziehen sich aus der Ausbildung zurück – die Steuerzahler 
springen mit milliardenschweren Sondermaßnahmen ein. 



Brennpunkt Ausbildung

Ausbildungsstellenmarkt 2006: Jedes Jahr das Gleiche.
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Brennpunkt Ausbildung

Der Ausbildungspakt reicht nicht.

• Mit dem Ausbildungspakt wurde einer zentrale Forderung der 
Arbeitgeberverbände nachgekommen: Verhindern der gesetzlichen 
Umlagefinanzierung.

• Gewerkschaften beteiligen sich nicht am Pakt

• In „Einstiegsqualifizierungsjahren“ machen Jugendliche Praktika 
gegen eine Vergütung von 192 Euro/Monat – und verschwinden aus 
der Statistik.

• Es gibt im Pakt keine Verpflichtung der Arbeitgeber zusätzliche 
Ausbildungsstellen zu schaffen – nur „neue“ wie jedes Jahr. Ein 
Taschenspielertrick.
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Antwort des DGB:
Chancen für die Jugend

• Solidarische Finanzierung der Ausbildung über Umlage –
und eine  ideologiefreie Diskussion darüber 

• Aufbau betrieblicher Ausbildungsplätze bevorzugt fördern

• Vermittlung von Benachteiligten in reguläre Ausbildung hat 
Vorrang vor Praktika, EQJ und vollzeitschulischer Ausbildung

• Staatliche Maßnahmen auf Wirksamkeit überprüfen 

• Mitnahmeeffekte verhindern!
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Brennpunkt
Löhne, Gewinne und Steuern



Brennpunkt
Löhne, Gewinne und Steuern

Lohnentwicklung
Tendenz: Realeinkommensverluste

• 2005: Arbeitnehmerentgelte minus 7,5 Mrd. Euro 

• Unternehmens- und Vermögenseinkommen plus 32 Mrd. Euro

• Abnehmende Tarifbindung:
Nur noch in 5 von 13 Wirtschaftsbereichen erfassen 
Branchentarifverträge wenigstens zwei Drittel der Beschäftigten.

• Öffnungsklauseln und wilde Dezentralisierung

• Steigender Druck auf Löhne und Arbeitsbedingungen 
(Arbeitszeitverlängerung)

• Einkommensverluste durch sog. Sozialreformen
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Antwort des DGB:
Mindestlohnsicherung

• Vorrang für tarifliche Vereinbarungen

• Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen

• Ausweitung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes auf alle Branchen

• Einheitliche gesetzliche Untergrenze von 7,50 Euro pro Stunde

• Arbeitslose dürfen nicht als Lohndrücker missbraucht werden 
(Zumutbarkeitsregelung).
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Rekordgewinne der Unternehmen, Entlassungen gehen weiter.

• Die Unternehmensgewinne der DAX-Unternehmen boomen:
Gewinnsteigerungen von 2000 bis 2005 bis zu 350 Prozent.

• Massenentlassungen reißen nicht ab.

• Die Binnenkonjunktur lahmt weiter – die Arbeitslosigkeit bleibt auf 
hohem Niveau.
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Die Schere geht weiter auseinander.
Sollen wir die Steuergeschenke für Konzerne zahlen?

• Steuergeschenke für Kapitalgesellschaften
von mind. 5 Mrd. Euro

• Belastungen von 30 Mrd. Euro für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, Arbeitslose, Rentnerinnen und Rentner:

• Mehrwertsteuererhöhung von 16 auf 19 Prozent

• Im Schnitt 40 Euro Minus im Monat für 15 Millionen Pendlerinnen 
und Pendler

• Abfindungen werden voll steuerpflichtig

• Weniger Kindergeld – Sparerfreibetrag halbiert

• Eigenheimzulage ist schon gestrichen
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Antwort des DGB:
Gerechte Verteilung – Starke Binnenkonjunktur.

• Wachstumsprogramm auflegen

• Keine Steuergeschenke für Unternehmen

• Steuerschlupflöcher für Unternehmen stopfen

• Bekämpfung von Steuerflucht und Steuerhinterziehung
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Brennpunkt
Kündigungsschutz

Verunsicherung gefährdet Aufschwung
Aushöhlung der Arbeitnehmerrechte

• 8 Mio. regulär Beschäftigte heute bereits ohne Kündigungsschutz

• Zweijährige Wartezeit schafft Schutz vor willkürlicher Kündigung ab.

• Angst und Verunsicherung nehmen zu.

• Konsumzurückhaltung steigt und belastet die Binnenkonjunktur.

• Erschwerte Lebensplanung
(Entscheidung für Kinder / Vereinbarkeit von Familie und Beruf)
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Kündigungsschutz

Antwort des DGB: 
Mehr Sicherheit am Arbeitsplatz
Keine weiteren Verschlechterungen beim Kündigungsschutz

• Kündigungsschutz ist Basis für die Wahrnehmung
aller Arbeitnehmerrechte (Mitbestimmung, Lohn etc.).

• Kündigungsschutz ist kein Einstellungshemmnis.

• Kündigungsschutz schafft Vertrauen.
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Brennpunkt Rente

Reformen gefährden Altersicherung

• Leistungsumfang der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) ist seit 
1989 um 30 Prozent gesunken.

• Belastungen für heutige Rentnerinnen und Rentner steigen weiter
(Nullrunden, Belastungen bei Pflege und Gesundheit, 
Nachhaltigkeitsfaktor, Rentenbesteuerung).

• Aktuelle Rentenkürzungen erhöhen sich für alle, die künftig in Rente 
gehen (Nachholfaktor, Rente mit 67).

• Druck auf Rentenfinanzen steigt durch Kürzungen der 
Bundesleistungen (z.B. Kürzung Beiträge für ALG II-Empfänger um 
fast die Hälfte).
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Rente mit 67:
Rentenkürzung statt Problemlösung

• Viele Ältere sind vom Arbeitsleben ausgeschlossen.

• Gesetzliches Renteneintrittsalter von 65 Jahren ist für viele nicht 
erreichbar.

• ‚Eckrentner‘ (45 Jahre Durchschnittsverdienst) wird Seltenheit.

• Rente mit 67 ist eine reine Rentenkürzung.

• Rente mit 67 gefährdet notwendige Humanisierung der Arbeitswelt.
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Antwort des DGB:
Rente statt Grundsicherung

• Die GRV muss nach einem langen Arbeitsleben einen Abstand zur 
Grundsicherung garantieren und den wesentlichen Beitrag zur 
Lebensstandardsicherung leisten.

• Deshalb: Keine weiteren Leistungsverschlechterungen, kein 
Nachholfaktor und keine Rente mit 67

• Keine Kürzungen beim Bundeszuschuss

• Stärkung der betrieblichen Altersversorgung
(Verpflichtung für Arbeitgeber)
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Antwort des DGB:
Arbeit mit 50 statt Rente mit 67

• Offensive Beschäftigungspolitik für Alt und Jung

• Frühzeitige und rechtzeitige Qualifizierung

• Verbesserung der Arbeitsmarktchancen für Ältere

• Verbesserung der Arbeitsbedingungen, des Arbeitsschutzes und der
betrieblichen Gesundheitspolitik (Prävention)

• Erleichterter Zugang zur Erwerbsminderungsrente
(ohne Abschläge, ohne Arbeitsmarktprüfung bei älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern)

• Anschlussregelung für die Altersteilzeit ab 2009
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Brennpunkt Gesundheit

Erosion der Finanzierungsbasis

• Einnahmeprobleme u. a. durch Erosion sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung, Rückgang der Lohnquote, Lohndumping

• Erhöhung der Belastungen von Versicherten, Patientinnen und  
Patienten durch Zuzahlungen, Praxisgebühr und Sonderbeitrag –
ohne Entlastung bei den Beiträgen 
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Kein Wettbewerb um Qualität

• International vergleichsweise hohe Gesundheitsausgaben ohne 
entsprechendes Versorgungsniveau

• Über-, Unter- und Fehlversorgung

• Hohe Arzneimittelausgaben

• Wettbewerb um ‚gute Risiken‘ statt Qualitätswettbewerb
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Gesundheitsreform 2006:
Der Gesundheitsfonds verschärft die Finanzprobleme

• Unterfinanzierung: Ein Teil der Ausgaben wird im Gesundheitsfonds 
nicht mehr durch Kassenbeiträge finanziert.

• Der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) werden Steuermittel 
entzogen und unter das heutige Niveau gesenkt (1,5 Mrd. Euro in 2008 
statt 4,2 Mrd. Euro).
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Die Kopfpauschale droht

• Kassen erhalten für jede/n Versicherte/n eine Grundpauschale und 
einen risikoabhängigen Zuschlag (Alter, Geschlecht, Krankheit).

• Reichen Finanzen der jeweiligen Kasse nicht aus, werden 
Kopfpauschalen oder prozentuale Zusatzbeträge fällig.

• Keine Einbeziehung der Privaten Krankenversicherungen (PKV) in die 
solidarische Finanzierung
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Leistungen werden reduziert

• Krankenkassen stehen vor der Wahl: Kopfpauschalen für die 
Versicherten einführen oder Leistungen streichen.

• Neue Tarife (Kostenerstattungstarif und Selbstbehalte) untergraben die 
Solidarität.

• Ärzte erhalten feste Euro-Vergütungen – für besondere Qualität können 
Ärzte Zuschläge verlangen.

• „Selbstverschuldete Behandlungsbedürftigkeiten“ werden 
herausgenommen.
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Positive Seiten der Gesundheitsreform

• Kosten-/Nutzenbewertung von Arzneimitteln

• Integrierte Versorgung: Verlängerung der Anschubfinanzierung, 
Einbeziehung der Pflege 

• Flächendeckendes Angebot von Hausarztmodellen

• Verbessertes Schnittstellenmanagement Akutversorgung -
Rehabilitation - Pflege
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Antwort des DGB:
Solidarische Krankenversicherung

• Finanzsouveränität der gesetzlichen Kassen erhalten:

• keine Zusatzbeträge und kleine Kopfpauschalen

• Erhalt der sozialen Selbstverwaltung

• Kein Zusatzbetrag – weder als Kopfpauschale noch als prozentualer 
Beitrag

• Staatsferne Sozialversicherung mit starker Selbstverwaltung, die durch 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber getragen wird

• Sachleistungsprinzip erhalten
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DGB für Strukturreformen:
Wettbewerb um Qualität und Wirtschaftlichkeit 

• Gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen GKV und PKV

• Morbiditätsorientierter Finanzausgleich zwischen allen Kassen

• Qualitätswettbewerb unter den Leistungsanbietern

• Integrierte Versorgung

• Kosten-Nutzen-Analyse

• Ausbau der gesundheitlichen Prävention
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DGB für gerechte Finanzreformen:
Stärkung der solidarischen Finanzierung

• Ausweitung der solidarischen Finanzierung durch Aufhebung der 
Versicherungspflichtgrenze und Einbeziehung von Zins- und 
Kapitaleinkünften

• Erhalt der paritätischen und solidarischen Finanzierung
nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit:

• Keine (Mini-)Kopfpauschalen

• Kein Einfrieren der Arbeitgeberbeiträge
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Stärkung der solidarischen Krankenversicherung:
GKV von Lasten befreien

• Keine Kürzung (Streichung) des Bundeszuschusses

• Steuerfinanzierung gesamtgesellschaftlich notwendiger Aufgaben

• Steuerfinanzierung des Familienlastenausgleichs nur bei vorheriger 
Aufhebung der Versicherungspflichtgrenze (gleicher Wettbewerb 
zwischen GKV und PKV)

• Aufhebung der ‚Verschiebebahnhöfe‘ (7,7 Mrd. Euro)
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Brennpunkt Mitbestimmung

Mitbestimmung: Erfolgreiche Konfliktbewältigung statt Dauerkonflikt

• Mitbestimmung ist ein erfolgreiches Konfliktlösungsmodell.

• Sie ist eine Blaupause für industrielle Arbeitsbeziehungen in Europa.

• Mitbestimmung senkt die Transaktionskosten. 

• Mitbestimmung sorgt für sozialen Frieden.

• Mitbestimmung und industrielle Kooperation ist ein 
Alleinstellungsmerkmal gegenüber Amerika und Asien.

• Mitbestimmung festigt Demokratien und Gesellschaften.



Brennpunkt Mitbestimmung

Europa: Herausforderung für die Mitbestimmung?

• 18 von 25 Ländern haben Mitbestimmung auf unternehmerischer 
Ebene. In 12 der 15 „alten“ EU-Staaten verfügen Betriebsratsgremien 
gar über teilweise deutlich weiter reichende Informations- und 
Beratungsstellen als in Deutschland. 

• Jede Mitbestimmungskultur ist einzigartig. Die Ausgestaltung der
Mitbestimmungs- und Gewerkschaftsrechte ist von Land zu Land 
verschieden. So gibt es vielfach deutlich niedrigere Schwellenwerte für 
die Unternehmensmitbestimmung (z.B. Schweden 25 AN). 

• Die Mitbestimmung in Europa ist vielfältig. Diese unterschiedlichen 
Mitbestimmungskulturen sind zu respektieren und weiterzuentwickeln. 
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Antwort des DGB:
Deutschland ist der attraktivste Investitionsstandort in Europa

„Welche Länder sind aus Ihrer Sicht die attraktivsten Investitionsstandorte ?“. Umfrage unter 1.019 internationalen Konzernen; Angaben in Prozent. Quelle: 
Ernst&Young (2006): Kennzeichen D: Standortanalyse 2006.
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Brennpunkt Mitbestimmung

Vorteil Betriebsrat
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Wir fordern eine Politik, 
die Sicherheit, Perspektiven und 
Vertrauen schafft.


